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1. Instanz

Aktenzeichen S 14 RA 108/01
Datum 13.12.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 R 4031/02
Datum 17.11.2005

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
13. Dezember 2001 aufgehoben und die Klage gegen den Bescheid der Beklagten
vom 8. November 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 1. Februar
2001 abgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten beider RechtszÃ¼ge sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig zwischen den Beteiligten ist die Feststellung der Zeit vom 01.12.1967 bis
23.11.1976 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zum Zusatzversorgungssystem Nr.4 der
Anlage 1 zum Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz (AAÃ�G) â��
Altersversorgung der Intelligenz an wissenschaftlichen, kÃ¼nstlerischen,
pÃ¤dagogischen und medizinischen Einrichtungen, eingefÃ¼hrt mit Wirkung ab
12.07.1951 (AVI-Int).

Im Juni 1999 beantragte der 1946 in J. geborene und am 24.11.1976 in die BRD
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eingereiste KlÃ¤ger die Feststellung der Zeiten als Orchestermusiker des
StÃ¤dtischen Theaters L. (01.12.1967 bis 31.07.1970) und im G.orchester L.
(01.08.1970 bis 23.11.1976) als zur Altersversorgung der Intelligenz (AVI)
gehÃ¶rend. Eine entsprechende Versorgungszusage habe er nicht erhalten,
aufgrund der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) sei er aber so zu
stellen, weil er aufgrund der einschlÃ¤gigen Versorgungsordnung Anspruch auf
Einbeziehung in die AVI gehabt hÃ¤tte.

Die Beklagte als VersorgungstrÃ¤ger lehnte mit streitgegenstÃ¤ndlichem Bescheid
vom 08.11.2000 die begehrte Feststellung ab, weil eine Versorgungszusage nicht
bestanden habe und die vom KlÃ¤ger ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit nicht zu den "konkret"
aufgefÃ¼hrten BeschÃ¤ftigungen oder TÃ¤tigkeiten (gemeint eventuell die in der
Richtlinie zum Abschluss von Altersversorgungen der Intelligenz vom 26.07.1972
genannten FÃ¤lle der obligatorischen Einbeziehung in die Versorgung im Gegensatz
zu den ErmessensfÃ¤llen bei Vorliegen bestimmter zusÃ¤tzlicher Kriterien) gehÃ¶rt
habe. Hierzu fÃ¼hrte die Beklagte die Fallgruppen des Â§ 5 der AVI-Int an, nÃ¤mlich
a) Intendanten â�¦ Kapellmeister â�¦ Chordirektoren, Orchesterdirektoren â�¦
SÃ¤nger, Schauspieler (nicht Komparsen) â�¦, b) besonders qualifizierte und
verantwortlich tÃ¤tige Restauratoren, Kunsthandwerker, die bei Museen, Theatern,
bedeutenden volkseigenen Verlagen und anderen Institutionen fest angestellt sind,
Orchestermusiker, Choristen, technische Direktoren â�¦, c) besonders qualifizierte
Gardarobenoberinspektoren, Maskenbildner â�¦, WerkstÃ¤ttenleiter, Leiter der
kÃ¼nstlerischen BetriebsbÃ¼ros â�¦, wobei die BeschÃ¤ftigung an bestimmten
Einrichtungen, unter anderem in Ã¶ffentlichen Theater- und Kulturorchestern
einschlieÃ�lich von Organisationen, soweit sie von der staatlichen Kommission fÃ¼r
Kunstangelegenheiten anerkannt seien, ausgeÃ¼bt worden sein mÃ¼sse. Bei
Orchestermitgliedern habe die stÃ¤ndige gleichartige Verwaltungspraxis der DDR
hinsichtlich der Einbeziehung in die Zusatzversorgung einen Ermessensspielraum
vorgesehen. Es bestehe mangels verlÃ¤sslicher Kriterien keine MÃ¶glichkeit der
objektiven Feststellung, ob bei Weiterbestehen der DDR bis zum Eintritt des
Leistungsfalls eine Versorgungszusage erteilt worden wÃ¤re.

Mit dem hiergegen eingelegten Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, der Fall
des Orchestermusikers sei ausdrÃ¼cklich in der AVI-Int genannt. Im
zurÃ¼ckweisenden Widerspruchsbescheid vom 01.02.2001 stellte die
Widerspruchsstelle der Beklagten klarstellend und erlÃ¤uternd ihre
Rechtsauffassung dar, dass bei der in Â§ 5 Buchst.a AVI-Int genannten Fallgruppe
ein Anspruch auf Erteilung einer Versorgungszusage bestanden habe, wohingegen
bei den Ã¼brigen Fallgruppen eine Ermessensentscheidung erforderlich gewesen
sei; ohne Versorgungszusage (Einbeziehung in das Versorgungssystem) habe der
Betroffene nicht darauf vertrauen kÃ¶nnen, ihm werde im Leistungsfall eine
Versorgungsrente bewilligt. Eine einer "Versorgungsanwartschaft" gleichstehende
Rechtsposition sei damit bis zum 30.06.1990 nicht entstanden (BSG vom
23.06.1998 â�� B 4 RA 61/97 R). Eine bis zur SchlieÃ�ung der Versorgungssysteme
am 30.06.1990 nicht getroffene Ermessensentscheidung kÃ¶nne nicht durch eine
Ermessensentscheidung des bundesdeutschen VersorgungstrÃ¤gers nachgeholt
bzw. ersetzt werden.
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Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht NÃ¼rnberg vertrat der
KlÃ¤ger die Auffassung, bei Versorgungszusagen fÃ¼r Orchestermusiker in Â§ 5
Buchst.b AVI-Int habe es sich nicht um eine Ermessensentscheidung gehandelt;
auÃ�erdem wÃ¤re, eine Ermessensentscheidung unterstellt, diese positiv
ausgefallen, weil â�� hierzu wurden zahlreiche Unterlagen vorgelegt â�� er ein
anerkannt hervorragender Musiker in einem Spitzenorchester gewesen sei. Die
Beklagte hielt an der Auffassung einer Ermessensentscheidung fest, die nicht
ergangen sei und nicht zurÃ¼ckwirkend aus bundesrechtlicher Sicht ersetzt werden
kÃ¶nne. Dies kÃ¤me einer nach SchlieÃ�ung der Versorgungssysteme
unzulÃ¤ssigen Neueinbeziehung gleich.

Das Sozialgericht, mit ausfÃ¼hrlicher BegrÃ¼ndung der Rechtsauffassung des
KlÃ¤gers folgend, hob mit Urteil vom 30.12.2001 den Bescheid vom 08.11.2000 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 01.02.2001 auf und verpflichtete die
Beklagte, die Zeit vom 01.12.1967 bis 23.11.1976 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zum
Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 Nr.4 zum AAÃ�G festzustellen.

Mit dem Rechtsmittel der Berufung bringt die Beklagte unter Hinweis auf die
AusfÃ¼hrungen des Deutschen BÃ¼hnenvereins, Landesverband Ost, in einem
(vorgelegten) Schreiben vom 30.03.1998 an das SÃ¤chsische Landessozialgericht
vor, die Einbeziehung von Orchestermusikern sei eine â�� nach dem 30.06.1990
nicht mehr nachholbare â�� Ermessensentscheidung gewesen.

Der KlÃ¤ger meint, entscheidend sei die AusÃ¼bung eines Berufs in der DDR, der
unter den Anwendungsbereich eines Zusatzversorgungssystems falle, wobei diese
PrÃ¼fung allein nach abstrakt-generellen Kriterien erfolgen mÃ¼sse. Die
Auffassung der Beklagten wÃ¼rde im Ergebnis dazu fÃ¼hren, dass faktisch ein
GroÃ�teil der unter die verschiedenen Zusatzversorgungssysteme fallenden
Berufsgruppen im Nachhinein keinerlei Anspruch auf ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Zusatzversorgungssystem hÃ¤tten. Gerade weil in der ehemaligen DDR eine
GewÃ¤hrung der Zusatzversorgung hÃ¶chst willkÃ¼rlich erfolgt sei und â�� wie
auch im Schreiben des Deutschen BÃ¼hnenvereins vom 30.03.1998 zutreffend
bemerkt â�� oftmals von so genannten "gesellschaftlichen Verdiensten" wie zum
Beispiel Gewerkschaftsarbeit abhÃ¤ngig gemacht worden sei, habe das
Bundessozialgericht (BSG) in Bezug auf die dargestellte Problematik entschieden,
dass auch ohne eine entsprechende Versorgungszusage die Betroffenen hinsichtlich
ihrer RentenansprÃ¼che so zu stellen seien, als hÃ¤tten sie in der DDR eine
entsprechende Zusage erhalten.

Nach Hinweisen des Senats auf die jÃ¼ngere klarstellende Rechtsprechung des BSG
mit entgegengesetzter Aussage vertritt der KlÃ¤ger die Auffassung, bei nicht
erteilten Versorgungszusagen sei jeder Fall einzeln und gesondert zu betrachten.
Bei ihm mÃ¼sse berÃ¼cksichtigt werden, dass er der freiwilligen
Zusatzversicherung nicht beigetreten sei, weil er auf die Auskunft eines Vertreters
des FDGB vertraut habe, dass er, wie alle JÃ¼ngeren auch, sich den I-Schein
(Versorgungszusage) nach einiger Zeit der TÃ¤tigkeit als Kammermusiker
"erdienen" werde. Nunmehr sei er doppelt benachteiligt, zumal er aufgrund seiner
Republikflucht nicht in die DDR und das G.orchester zurÃ¼ckkehren habe kÃ¶nnen;
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ansonsten hÃ¤tte er mit Sicherheit den I-Schein wie alle anderen auch erhalten.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 13.12.2001
aufzuheben und die Klage gegen den Bescheid vom 08.11.2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom vom 01.02.2001 abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat lagen zur mÃ¼ndlichen Verhandlung die Prozessakten beider
RechtszÃ¼ge sowie die zu Beweiszwecken beigezogene Zusatzversorgungsakte der
Beklagten vor. Hierauf wird â�� insbesondere hinsichtlich des Vortrags der
Beteiligten â�� Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte (Â§Â§ 143 ff., 151 Sozialgerichtsgesetz â��
SGG -) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat gegen den beklagten VersorgungstrÃ¤ger keinen Anspruch auf
Feststellung von TatbestÃ¤nden von ZugehÃ¶rigkeitszeiten zur "Altersversorgung
der Intelligenz an wissenschaftlichen, kÃ¼nstlerischen, pÃ¤dagogischen und
medizinischen Einrichtungen", eingefÃ¼hrt mit Wirkung ab 12.07.1951, sowie zur
"ZusÃ¤tzlichen Versorgung der kÃ¼nstlerisch BeschÃ¤ftigten an Theatern,
Orchestern und staatlichen Ensembles", eingefÃ¼hrt mit Wirkung ab 01.01.1986
(Â§ 8 AAÃ�G i.V.m. Â§ 1 Abs.2 AAÃ�G und Anlage 1 Nr.4 und Nr.14 zum AAÃ�G). Er
fÃ¤llt nicht unter den persÃ¶nlichen Anwendungsbereich des Â§ 1 AAÃ�G.

Von Â§ 1 Abs.1 Satz 1 AAÃ�G werden die Personen mit Versorgungsberechtigung
(Anspruch oder Anwartschaft) erfasst, die aufgrund der ZugehÃ¶rigkeit zu
Versorgungssystemen im Beitrittsgebiet erworben worden sind und beim In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes am 01.08.1991 bestanden haben. GemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs.1 Satz
2 AAÃ�G gilt der Verlust einer Anwartschaft als nicht eingetreten, soweit die
Regelungen der Versorgungssysteme einen Verlust der Anwartschaften bei einem
Ausscheiden aus dem Versorgungssystem vor dem Leistungsfall vorsehen.
Ausgehend vom Wortlaut der Vorschrift erfÃ¼llt der KlÃ¤ger beide TatbestÃ¤nde
nicht. Er war weder Versorgungsbezieher noch Inhaber einer bei In-Kraft-Treten des
AAÃ�G bestehenden Versorgungsanwartschaft. Eine Einzelfallentscheidung im
Sinne der Zuerkennung durch die im Beitrittsgebiet zustÃ¤ndige Stelle â�� diese
war notwendig, gleich ob die Einbeziehung in das Versorgungssystem durch
obligatorischen Einzelakt oder durch Ermessensentscheidung erfolgte (vgl. Erste
DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Verordnung Ã¼ber die AVI-Int vom 26.09.1951
und Richtlinie vom 26.07.1972) â�� lag nicht vor, ebenso wenig eine positive
Statusentscheidung der Beklagten als zustÃ¤ndige "NachfolgebehÃ¶rde"
(Funktionsnachfolger gemÃ¤Ã� Art.13 des Einigungsvertrags vom 31.08.1990). Der
KlÃ¤ger war auch nicht aufgrund eines Einzelvertrags oder einer
Rehabilitationsentscheidung in das Versorgungssystem der AVI einbezogen worden.

Er hatte ferner (vor dem 30.06.1990) keine Rechtsposition inne, die er mit
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Beendigung seiner TÃ¤tigkeit in L. im November 1976 hÃ¤tte verlieren kÃ¶nnen. Â§
1 Abs.1 Satz 2 AAÃ�G mit seiner Fiktion des Fortbestehens einer Anwartschaft setzt
eine ehemals bestehende Anwartschaft auf Versorgung aufgrund der
ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystem voraus, die (allein) deswegen verloren
geht, weil vor Eintritt des Leistungsfalls ein Ausscheiden aus dem System erfolgt.
Der KlÃ¤ger hatte aber bis November 1976 keine Versorgungszusage erhalten und
gehÃ¶rte damit dem System der AVI nicht an. Â§ 1 Abs.1 Satz 2 AAÃ�G, der von
einem "Verlust" spricht, kann nur so ausgelegt werden, dass der Betreffende einmal
(vor dem 30.06.1990) in der DDR nach den damaligen Gegebenheiten in ein
Versorgungssystem einbezogen gewesen ist und aufgrund dessen eine Position
wirklich inne gehabt hat, so dass nur noch der Versorgungsfall hÃ¤tte eintreten
mÃ¼ssen, damit ihm Versorgungsleistungen gewÃ¤hrt worden wÃ¤ren (ErfÃ¼llung
aller Voraussetzungen eines Vollrechts mit Ausnahme des Versorgungsfalls), und
dass er zum Stichtag (30.06.1990) eine solche Anwartschaft nur deswegen nicht
hatte, weil er sie nach den Versorgungsregelungen der DDR zuvor verloren hatte
(vgl. stellvertretend fÃ¼r mehrere Urteile BSG vom 09.04.2002 â�� B 4 RA 31/01 R
in SozR 3-8570 Â§ 1 Nr.2 unter Bezug auf BSG vom 23.06.1998 â�� B 4 RA 61/97 R
in SozR 3-8570 Â§ 5 Nr.4, weiterhin BSG vom 10.02.2005 â�� B 4 RA 48/04 R).

Nach diesen beiden wesentlichen Aspekten stand dem KlÃ¤ger am 30.06.1990
keine Anwartschaft zu, die in das bundesdeutsche System einzubeziehen gewesen
wÃ¤re. Hierbei ist der Streit der Beteiligten, ob der KlÃ¤ger spÃ¤testens im Jahre
1976 obligatorisch in die AVI einzubeziehen gewesen wÃ¤re oder dies nur durch
eine Ermessensentscheidung geschehen hÃ¤tte kÃ¶nnen, unerheblich.
MaÃ�gebend ist vielmehr, dass der KlÃ¤ger jedenfalls zum 30.06.1990 eine
Versorgungsanwartschaft in der AVI nicht besessen hatte und in der Zeit danach
durch die Beklagte keine solche Anwartschaft mehr begrÃ¼ndet werden durfte.

Dies beruht auf folgender Rechtslage: Die in Versorgungssystemen nach Anlage 1
Nrn.1 bis 22 zum AAÃ�G erworbenen AnsprÃ¼che und Anwartschaften auf
Leistungen wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit, Alters und Todes wurden zum
31.12.1991 in die Rentenversicherung Ã¼berfÃ¼hrt (Â§ 2 Abs.2 Satz 1 AAÃ�G).
Bereits vorher war aber die Neueinbeziehung in diese Systeme untersagt. FÃ¼r die
Anwendbarkeit des AAÃ�G kam es nach stÃ¤ndiger hÃ¶chstrichterlicher
Rechtsprechung (vgl. stellvertretend fÃ¼r viele Urteile BSG vom 10.02.2005, a.a.O.)
auf die am 30.06.1990 gegebene Sachlage mit Blick auf die bundesrechtliche
Rechtslage am 1. August 1991, dem In-Kraft-Treten des AAÃ�G, an. Dies folgt aus
den primÃ¤rrechtlichen und sekundÃ¤rrechtlichen Neueinbeziehungsverboten des
Einigungsvertrags. So untersagt der Einigungsvertrag primÃ¤rrechtlich in der
Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet H Abschnitt III Nr.9 Buchst.a Neueinbeziehungen ab
03.10.1990. DarÃ¼ber hinaus ordnet der Einigungsvertrag in Anlage II Kapitel VIII
Sachgebiet F Abschnitt III Nr.8 â�� wenn auch mit Modifikationen â�� die
sekundÃ¤rrechtliche Weitergeltung des Rentenangleichungsgesetzes der DDR an,
das Neueinbeziehungen ab 01.07.1990 untersagt hat (Â§ 22 Abs.1 Satz 1
Rentenangleichungsgesetz). Da letztlich aufgrund dieser Regelungen
Neueinbeziehungen in ein Zusatzversorgungssystem ab 01.07.1990 nicht mehr
zulÃ¤ssig waren, ist darauf abzustellen, ob der Betroffene nach den tatsÃ¤chlichen
Gegebenheiten bei SchlieÃ�ung der Zusatzversorgungssysteme (30.06.1990) einen
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"Anspruch" auf Erteilung einer Versorgungszusage gehabt hÃ¤tte.

Bei dieser Bewertung ist auf die Regelungen der Versorgungssys-teme abzustellen,
wie sie sich aus den Texten der Verordnung Ã¼ber die AVI ergeben. Nach Â§Â§ 1, 5,
6, 11 AVI-Int und Â§ 5 Erste DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur AVI-Int hing ein
Anspruch auf Versorgung von drei Voraussetzungen persÃ¶nlicher, sachlicher und
betrieblicher Art ab. Generell war das System eingerichtet fÃ¼r Personen mit
bestimmten Qualifikationen (im Falle des KlÃ¤gers Orchestermusiker), die diese
TÃ¤tigkeit auch ausÃ¼bten, und zwar in ganz bestimmten Einrichtungen bzw.
Institutionen. Im November 1976 endete aber die in der AVI beschriebene
BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers und wurde in der Folgezeit auch nicht neu
begrÃ¼ndet (so dass es nicht nachvollziehbar ist, warum die Klagepartei noch die
erst ab 01.01.1986 eingefÃ¼hrte zusÃ¤tzliche Versorgung der kÃ¼nstlerisch
BeschÃ¤ftigten in Theatern, Orchestern und staatlichen Ensembles in den
Rechtsstreit einbrachte).

Der Grund, warum eine der drei Voraussetzungen fÃ¼r eine Zusatzversorgung
entfallen ist, ist unerheblich (vgl. BSG vom 10.02.2005 â�� B 4 RA 48/04 R â��
generell fÃ¼r alle FÃ¤lle anlÃ¤sslich des konkret zu entscheidenden Falls, dass ein
Dipl.Ingeneur in einem volkseigenen Produktionsbetrieb, der eigentlich obligatorisch
in die Altersversorgung der technischen Intelligenz â�� AVI-Tech â�� einzubeziehen
gewesen wÃ¤re, ohne Versorgungszusage blieb, ab 01.12.1988 in der DDR mit
einer Invalidenrente aus der Sozialpflichtversicherung und einer
Zusatzinvalidenrente aus der freiwilligen Zusatzrentenversicherung berentet wurde
und zum 30.06.1990 â�� mangels der in der AVI-Tech umschriebenen TÃ¤tigkeit ab
01.12.1988 â�� nicht eine Versorgungsanwartschaft hatte. Vgl. BSG vom
08.06.2004 â�� B 4 RA 56/03 R â�� generell fÃ¼r alle FÃ¤lle anlÃ¤sslich des zu
entscheidenden Falles eines in einem Forschungsinstitut des VEB
Metallleichtbaukombinat tÃ¤tig gewesenen Dipl.Ingenieurs, der ehemals
versorgungsberechtigt gewesen wÃ¤re, aber bereits vor dem 30.06.1990 in der
DDR arbeitslos wurde. Vgl. ferner BSG vom 29.07.2004 â�� B 4 RA 4/04 R und B 4
RA 12/04 R â�� zur BeschÃ¤ftigung eines Ingenieurs und eines IngenieurÃ¶konoms
in einem in eine GmbH umgewandelten VEB-Wohnungsbaukombinat zum
01.06.1990 bzw. in einer Nachfolge-GmbH bei LÃ¶schung des VEB-
RationalisierungsG im Register der volkseigenen Wirtschaft zum 13.06.1990; damit
bestand keine BeschÃ¤ftigung in einem nach der AVI-Tech anerkannten Betrieb
mehr, und dies nur kurz vor dem Stichtag 30.06.1990. Vgl. ferner Bayer.
Landessozialgericht vom 28.04.2004 â�� L 1 RA 268/03 und vom 20.04.2005 â�� L
1 R 4168/04 zu Ingenieuren und vom 07.04.2004 â�� L 13 RA 187/03 zu einem von
August 1959 bis MÃ¤rz 1984 in der DDR tÃ¤tigen und anschlieÃ�end in der BRD
wohnenden Orchestermusiker).

Die im jetzigen Streitfall beim KlÃ¤ger bis zum Jahre 1976 bestehende Option auf
die Erstarkung zu einer Anwartschaft im Sinne des AAÃ�G ist wegen Ende der
BeschÃ¤ftigung im Beitrittsgebiet entfallen und lag zum 30.06.1990 nicht wieder
vor, kann auch keinesfalls durch ein ArbeitsverhÃ¤ltnis Ã¤hnlicher Art in der BRD
ersetzt werden. Dieses Ergebnis ist eine Folge des vom Gesetzgeber letztlich im
Einigungsvertrag so getroffenen und von den Vertragspartnern so ausgehandelten
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Ã�berfÃ¼hrungsprogramms. Weder haben diese Regelungen die Zielsetzung,
Personen wegen "Republikflucht" zu bestrafen (vgl. hierzu die BSG-Rechtsprechung
fÃ¼r die im Beitrittsgebiet bis zum 30.06.1990 verbliebenen Personen, die dennoch
mangels Zusage keine zur Anwartschaft erstarkte Position hatten), noch handelt es
sich um einen willkÃ¼rlich herausgegriffenen Stichtag, um finanzielle Lasten von
der Rentenversicherung abzuwenden.

Das Begehren zahlreicher KlÃ¤ger in ParallelfÃ¤llen, in diesem Zusammenhang
bundesrechtliche GleichbehandlungsgrundsÃ¤tze anzuwenden, die zu einem
Abweichen von dem durch ein WillkÃ¼rregime geprÃ¤gten "Normalverhalten" der
DDR im Bereich der Zusatz- und Sonderversorgungssysteme fÃ¼hren wÃ¼rden,
geht schon deshalb ins Leere, weil der Einigungsvertrag nur die Ã�bernahme
damals bestehender VersorgungsansprÃ¼che und Versorgungsanwartschaften von
Einbezogenen in das Bundesrecht versprochen und Neueinbeziehungen
ausdrÃ¼cklich verboten hat. Der Bundesgesetzgeber durfte an die im Zeitpunkt der
Wiedervereinigung vorgefundene Ausgestaltung der Versorgungssysteme in der
DDR sowie an die gegebene versorgungsrechtliche Lage der Betroffenen ohne
VerstoÃ� gegen das Grundgesetz (WillkÃ¼rverbot) anknÃ¼pfen und damit unter
anderem zu Grunde legen, dass nur derjenige in das Zusatzversorgungssystem der
AVI einbezogen werden durfte, der am 30.06.1990 in einem volkseigenen Betrieb
oder anderen in der AVI genannten Einrichtungen beschÃ¤ftigt gewesen ist. Art.3
Abs.1 und Abs.3 des Grundgesetzes (GG) gebietet nicht, von jenen zu sekundÃ¤rem
Bundesrecht gewordenen Regelungen der Versorgungssysteme sowie von den
historischen Fakten, aus denen sich etwa Ungleichheiten ergeben, abzusehen und
sie "rÃ¼ckwirkend" zu Lasten der heutigen Beitrags- und Steuerzahler
auszugleichen (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG). Die BegÃ¼nstigung der
damals Einbezogenen hat der Deutsche Bundestag als ein Teilergebnis der
Verhandlungen im Einigungsvertrag angesichts der historischen Bedingungen
hinnehmen dÃ¼rfen (vgl. BVerfG vom 28.04.1999 â�� 1 BvL 11,94, 1 BvL 33,95 und
1 BvR 1560,97 in BVerfGE 100, 138). Er hat in Â§ 1 Abs.1 AAÃ�G in begrenztem
Umfang DDR-WillkÃ¼r ausgeschaltet. Zu einer Totalrevision des mit Beginn des
31.12.1991 in das Rentenversicherungsrecht des Beitrittsgebiets Ã¼berfÃ¼hrten,
aus der DDR stammenden Versorgungsrechts und insbesondere dessen frÃ¼heren
willkÃ¼rlicher Handhabung war er nicht verpflichtet.

Nur nebenbei wird noch darauf hingewiesen, dass derjenige, der in der DDR keinen
Versicherungsschein Ã¼ber die Einbeziehung in die AVI erhalten hatte, keine nach
deren Recht damals gesicherte Aussicht hatte, im Versorgungsfall auch
Versorgungsleistungen zu erhalten, die er im Sinne des Â§ 1 Abs.1 Satz 2 AAÃ�G
hÃ¤tte verlieren kÃ¶nnen. Es gab also niemals den Zeitpunkt, in dem die DDR sich
nach ihren Gegebenheiten normalerweise gehalten gesehen hÃ¤tte, ihm etwas im
Versorgungsfall zu leisten; auch bei Weiterbestehen der DDR hÃ¤tte der KlÃ¤ger
keine zusÃ¤tzliche Altersversorgung erlangt.

Der vorliegende Rechtsstreit scheint unter anderem auf einem weit verbreitenden
MissverstÃ¤ndnis Ã¼ber die Tragweite des Art.3 GG zu beruhen. Nach diesem
Grundrecht ist aber eine allumfassende Gleichstellung von Versorgungsberechtigten
der DDR und von Personen, die vor dem Jahre 1990 keine Versorgungszusage
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erhielten und ihre ehemaligen Aussichten hierauf (gleich ob bei Aufenthalt in der
BRD oder DDR) nicht verwirklichen konnten, schon deshalb nicht geboten, weil die
Grundrechte im Bereich der Beitrittsgebiet nicht vor dem 03.10.1990 galten und
nicht rÃ¼ckwirkend unbeschrÃ¤nkt umgesetzt werden mÃ¼ssen und â�� nach der
Gesetzeslage â�� umgesetzt werden dÃ¼rfen. Die vom KlÃ¤ger vorgetragenen
Besonderheiten in seinem Fall kann der Senat nicht berÃ¼cksichtigen, weil das
Gesetz von den Tatbestandsvoraussetzungen her keine Ausnahmen vorsieht und
der Beklagten auch kein allgemein umschriebenes Ermessen in atypischen FÃ¤llen
oder HÃ¤rtefÃ¤llen einrÃ¤umt.

Unter BerÃ¼cksichtigung aller Gesichtspunkte musste die Berufung der Beklagten
Erfolg haben und war das erstinstanzliche Urteil aufzuheben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 02.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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